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Reden und Artiſel zum Jahesbeginn waren auf einen
ungewöhnlich ernſten Ton geſtimmt, der freilich nach Lage
der Dinge nicht überraſchen kann. Der Rückb ick auf die eben
verfloſſenen 12 Monate berechtigt eben nicht zu beſonderer
Frende, und eine ruhige, nüchterne Beurteilung der Lage
erwedt für die kommende Zeit keine übertriebenen Erwar
tungen. Namentlich gilt das, ſoweit deutſches Schitſal in
Frage kommt. Zu irgendeiner Begeiſterung haben wir kaum
Anlaß. Selbſt die beſcheidenſten Hoffnungen haben ſich
nicht erfüllt, und das zähe Ringen der Nation iſt nicht von
Erfolg gekrönt geweſen. Das ſtimmt trübe, darf aber nicht
die Schafſensſreude lähmen. Jm Gegenteil. Mit verſtärkten
Kräften muß an die Aufgabe der Beſreiung deutſchen Bo
dens herangetreten werden. Sie erwarten wir von dem nun
mehr angebrochenen Jahr. Hermann Müller hat in ſeiner
Anſprache an den Reſcheſpräſidenten dieſe Frage angeſchnit
ten und verſprochen, das Aeußerſte zu tun, um die Gegen
ſeite an die Erſüllung ihrer Zuſicherungen zu erinnern.
Hindenburg hat auch die Ceſegenheit beim Empfang de
diplomatiſchen Kors benutzt, um auf die Begrüßung durch
den päpſtlichen Nuntius dem Gefühl der Bikterleit Ausdruck
zu geben. Auch vor Jahresfriſt iſt das, wenn ſchon in
milderer Form, geſchehen. Nur ruhten damals die Ver
handlungen, während ſie jetzt viele Monate währen, vhne
bisher ernennenswertes Ergebnis gezeitigt zu haben. Wir
ſind nicht vorwärts gekommen. Ob die innere Feſtigung
des Reiches wirklich ſokche Fortſchritte gemacht hat, wie
Kanzler und Reichspräſident glaubten feſtſtelſen zu können,
möchten wir auch dahin geſtellt ſein laſſen. Jm Grunde
genommen iſt wenig geſchehen, was zu dieſer Anerkennung
berechtigt. Die großen Zukunftsaufgaben ſind nicht ſonderlich

gefördert worden, ſondern harren nach wie vor erſt ihrer
Wſuhng. Dazu rechten r das Verhaltnis zwiſchen Reich
und Länder, den Finanzausgleich, die Juſtizreform, die
Lerwaltungsreform und die Abänderung des Wahlrechts
Hoffentlich wächſt an der Größe dieſer Aufgaben auch der
nationale Wille, ſie zu meiſtern und damit das Schifkſal
Deutſchlands für die Zukunft ſicher zu ſtellen.

Der Bericht des Generalagenten
Mit erheblicher Verſpätung hat Parker Gilbert ſeinen

Bericht über die deutſchen Finanzen der Oeffentlichkeit über
heben Lieſt man ſeine Ausführungen, ſo gehangt man zu
einem vollkommen falſchen Bilde. Was ihn veranlaßt hat,
ein ſo günſtiges Urteil zu erſtatten, wird uns immer un
klar bleiben. Wir denken unwillkürlich an das Wort Her
mann Müllers beim Neu ahrsempfang beim Reichspräſiden
ten, daß man im Auslande ſich durch eine Scheinblüte täu
hen läßt. Das ſcheint tatſächlich der Fall zu ſein. Es iſt
ſicher richtig, daß einige verantwortungsloſe Zeitgenvſſen
einen Reichtum zur Schau tragen, den ſie gar nicht beſitzen,
und daß die Sparſam eit, die in unſerer Lage nationale
Kelbſtverſtändlichleit wäre, nicht genügend betätigt wird.
Ver durch die Hauptſtraßen der Großſtädte geht, kann ſehr
bicht zu falſchen Schlüſſen verführt werden. Aber das ſind
ſhließlich nur Erſcheinungen, denen man überall in der

ſiergängen nicht zu erkennen, weil es ſich in die Außen
viertel zurückzieht. Vor allem aber iſt für den Fern
ſtehenden nicht genügend die Verelendung des Mittelſtandes
zu erlennen, der von der Hand in den Mund lebt und nie
weiß, wie er die Bedürfniſſe des nächſten Tages befriedigen
ſoll. Auch die amtliche Bautätigkeit könnte etwas weniger
weriös ſein. Der Fremde ſieht nur Prachtbauten und er
fährt nicht, daß dieſer Unſug rerbunden iſt mit einem
Mangel ain Notwendigſten, an Häuſern für Kranke, Alters
hwache und Waiſen Jn vielen Städten hat gerade zum
Jahreswechſel eine berechtigte Kritik daran eingeſetzt. Der
Krippeepidemie, die jetzt wieder herrſcht ſtehen viele Städte
infolge eigener Fehler geradezu hilflos gegenüber. Davon
teht in dem Bericht Parker Gilberts nichts drin. Er iſt der
nicht, daß wir die 25 Milliarden jährlich geradezu mit
eichtigkeit zahlen können, wobei er nur die Kleinigkeit

UÜberſieht, daß wir dies bisher lediglich auf Grund von An
hen und neuen Schulden der öffentlichen wie der privaten
Virtſchaft durchgeführt haben. Wir bedauern um ſo mehr,
aß Gilbert ein ſo unzutrefſendes Bild unſerer Lage ent

wirft, als man ſich vorausſichtlich bei den Reparationsver
handlungen gerade auf ihn berufen wird.

Reich und Länder
Jn einem Punkte werden wir dem Generalagenten

weifellvs zuſtimmen müſſen. Er bemängelt, daß das finan
Relle Verhältnis zwiſchen dem Reich, den Ländern und
meinden noch immer keine Regelung erfahren hat. Auch
ne Bemerkung, daß eine Kontrolle ſchon im Intereſſe

rößerer Erſparungen notwendig wäre, läßt ſich nicht ſo
iht abtun, wie es in den partikulariſtiſch eingeſtellten
ptſtädten der Freiſtagaten geſchieht. Es iſt gewiß nicht

werden muß, aber zweiſellos eines der wichtigſten unſerer
Finanzpolitik überhauſst. Weobet wir nicht einmal für das
weſentlichſte das halten, was durch eine vernünftige Rege
lung an Geld erübrigt werden kann, ſondern die Vermei
dung bürokratiſchen Leerlaufs und die Beſeitigung über
füſſiger Hemmniſſe, die ſich auch ſonſt fühlbar genug
machen. Denkſchriften genug liegen darüber vor und zeigen,
daß die kleineren Staaten teuerer arbeiten als die großen,
und daß die Kompetenzkonflikte, dieſe Er indung ſtändig um
ihre Machtbefugniſſe beſorgter Amtsſtellen, die Entwick
lung bedenklich eingeengt haben. Der Finanzausgleich iſt
eben auch ein Teil der Verwaltungsreform. Daran darf
uns kein Geſchrei über bedrohte Hoheitsrechte irre machen.
Erſt kommt das Reich. Alles andere hat dahinter zurückzu
treten. Wir ſind uns ſehr wohl bewußt, daß dieſe Frage
ſehr leicht einen kriſenhaften Charakter annehmen kann,
doch dürfen wir uns dadurch nicht in der Erfüklung einer
ſelbſtrerſtändlichen. Pflicht irgendwie irre machen laſſen,
ſonſt gefährden wir die Zukunſt. Der Bericht zeigt jeden
falls, daß hier unſere Vertragsgegner immer wieder ein
halen werden. Schon deshalb müſſen wir dieſen Stein des
Anſtoßes aus dem Wege räumen. Wir haben nicht die min
deſte Neigung, für Rechte, die ihren Sinn ſelbſt verloren
haben und die zum Teil noch aus der Zeit der Monarchie
ſtammen, der Entente Opfer zu bringen.

Hugenbergs Neujahrskundgebung
Der neue Herr in der deutſchnationalen Partei hat zum

Neufahr?tage einen Aufruf veröfſentlicht, der deutlich genug
das Behagen darüber verrät, daß es uns nicht gut geht.
Nichts fällt dieſen Kreiſen mehr auf die Nerven als ein
deutſcher Erfolag, der ihre eigenen Ausſichten vermindern
würde Eigentlich ſollten die Kropachter der nattonalen Ge
ſinnung eine andere Einſtellung beweiſen, aber wir ſind
von ihnen gewohnt, daß ſie nur an ſich denken, während
ſie gleichzeitig die nationale Frage bis zum Ueberdruß
verwenden. Seine Kritik iſt in ihren Einzelheiten natür
ich berechtigt. Niemand wird ihm widerſprechen, wenn er
das verfloſſene Jahr als kein beſonders erfreuliches bezeich
net und alles aufzählt, was es uns ſchuldig geblieben iſt.
Die Liſte iſt endlos Aber das iſt nicht das Entſcheidende.
Das herrſchende Syſtem von Weimar wird von ihm ange
klagt, als ob es an der Verworrenheit der Zuſtände den
Hauptanteil trüge. Die Abneigung gegen die Republik ringt
immer wieder nach Ausdruck. Die Unhaltbarkeit des Sy
ſtems glaubt er feſtſtellen zu können, obwohl er ſelbſt zu
den Männern gehört, die in der Vergangenheit ſtärkſten
Einfluß gehabt haben und mitſchuldig an der Kataſtrophe
ſind. Wir haben ein Recht, uns gegen Diktate unſerer ehe
maligen Feinde aufzulehnen, denn wir haben auch wäh
wend des Krieges niemals daran gedacht, unmögliche Be
dingungen im Falle eines deutſchen Sieges zu ſtellen.
Hugenberg kann das von ſich nicht behaupten. Er hat zu
den Unterzeichnern jener Denkſchrift der 6 Verbände gehört,
die, als ſchon das Kriegsglück wankend wurde, noch Er
oberungen forderten. Nichts hat er in dieſen 10 Jahren
gelernt. Er ſah das Ringen der Nation, die unter größten
Schwierigkeiten und Eefährniſſen ihren Dornenweg ging
und dabei immerhin beträchtliches geleiſtet hat. Von dem
Wiederaufſtieg Deutſchlands iſt ihm nichts bekannt geworden,
vielleicht, weil er ſelbſt ihn bekämpfte. Seine Ziele ſind
nicht unfere Ziele. Wir wiſſen, daß ein Erfolg der Deutſch
nativnalen alles wieder in Frage ſtellen würde, was mühh
ſam genug erreicht worden ſt. Hugenberg vertritt im eige
nen Lager die ſchärfſte Tonart. Deshalb haben wir ſeine
Wahl zum Vorſitzenden begrüßt, denn ſie hat wenigſtens
Kyarheit geſchafſen. Seine Neujahrsbotſchaft beweiſt un
widerlegbar.

Poincareés Erfolg
Seit langem iſt das Kabinett Poinearé gefährdet. Auch

die Umbildung hat daran nichts geändert Trotzdem iſt es
falſch, ſeinen Sturz zu prophezeien. Bei aller Abneigung
gegen ihn, der nicht gerade zu den beſten Politikern der
Weltgeſchichte gehört und der mit ſeinem Starrſinn die
Entwicklung um viele Jahre aufgehalten hat, muß man
doch ehrlich zugeben, daß er zu den ſtärkſten Perſönlich
keiten ſeines Landes gehört. Vor allein iſt er einwandfrei
in ſeinem privaten Leben und gibt auch dem erbitterſten
Gegner nicht das Recht, an ſeiner Ehrlichkeit zu zweifeln
Darauf beruht zum großen Teil ſeine Wirkung, die ſeit
ſeinem Erfolg in der Stabiliſterungsfrage noch gewachſen
iſt. Für ihn ſpricht auch die Zerriſſenheit der Linken, die
nicht weiß, was ſie will, und wenn ſie es einmal weiß, dann
durch ihre Uneinigkeit das Ziel weiter hingausrückt, Etwas
gang anderes iſt es, ob er ſelbſt das Bedürfnis hat, ſich
zurückzußiehen. Sein Geſundheitszuſtand iſt nicht unbe
denklich, obwohl keine akute Erkrankung vorliegt. Aber
gewiſſe Alterserſcheinungen machen ſich eben bemerkbar

e Kernproblem, das in den Fragen der Reparation geſucht

nblatt für Freiheit u.

e cccceeeeeeeeeeerere reranuar 1929

r c

Baterland
Anzeigenpreis Für die zehngelpatten

i QillimeterZeile 10 Hordpfennig. Anzeige
im Beklameteil 1 Mark. Anze wen An
J nahme durch den Verlag des lettcher
h Wesgweiſer“, Halle Sagle), Gr. Rrnehaug
e ſtraße e

daß er möglichſt bald ſeinen jetzigen Poſten verlaſſen will
um im kommenden Jahre für die Präſidentſchaft zu kan
didieren. Dieſes Amt ſetzt ihn perſönlich weniger aus.
Man kann heute ſagen, daß es einzig und allein von ihm
abhängt, wann er gehen will, und es iſt vhne weiteres
bei ſeiner ganzen Natur anzunehmen, daß er ſich einen
Augenblick ausſuchen wird, der ihm ein Ausſcheiden mit
Ehren geſtattet.

Politik und Geſchäft
Jn den Weihnachtstagen haben Senat und Kammer

Frankreichs unter dem Druck Poinearés ein Geſetz angenom
men, das die Beteiligung von Parlamentariern an Ge
ſchäften verbietet. Eine Reihe Skandale, an denen es ſa
in Frankreich nie gefehlt hat, haben dazu den Anſtoß ge
geben. Man will verhindern, daß Abgeordnete gleichzeitig
Aufſichtsräte oder Direktoren von Verwaltungen ſind und
dieſe Dopfelſtellung zu einer Art Korruption ausnützen.
Das Vorgehen iſt an ſich berechtigt, aber in dieſer Form
äußerſt bedenklich. Da auch bei uns und in anderen Ländern
ähnliche Forderuncen laut werden, muß man ſchon den
Kern der Frage heransſchälen. Wir möchten jedenfalls das
Pariſer Vorbild nicht empfehlen. Hier wird tatſächlich das
Kind mit dem Bade ausgeſchüttet. Zunächſt muß man ſich
darüber klar ſein, daß es unintereſſierte Menſchen in keinem
Parlament jemals geben wird. Ob man Aufſichtsrat einer
Bank, Mitglied einer induſtriellen Verwaltung oder ſelb
ſtändig tätig iſt, ſpielt gar keine Rolle Auch der Landwirt
iſt nicht unbefangen, wenn Agrarfragen zur Verhandlung
ſtehen. Und ſchließlich muß man doch einmal offen aus
ſprechen, daß jeder, der in einer öffentlichen Körderſchaft
ſitzt, auch Steuerzahler iſt und in dieſer Eigenſchaft natür
ich ſeine Jndereſſen wahrnmmt Das iſt einfach unver
meidlich. Keine Frage ſteht zur Erbrterung, ber der u

nicht ſerbſt oder durch Familienbezichungen, durch Freund
ſchaften und Bekanntſchaften eine gewiſſe innere Anteil
nahme beſitzt. Wenn man ſich ſelbſt Menſchen vorſtellte
die das Jdeal der inneren Unabhängigkeit verkörperten, ſo
käme man einfach dazu, daß man überhaupt keine Sach
verſtändigen mehr für die einſchlägigen Geſetze hätte. So
geht es alſo nicht. Was verlangt werden kann und verlangt
werden muß, iſt etwas ganz anders, nämlich der Zwang
zur öffentlichen Darlegung jeder ſinanziellen Beziehung
Der Wähler wie das Parlament müſſen wiſſen, an wel
chen Geſchäften jemand beteiligt iſt. Darin kann uns Eng
land als Muſter gelten. Es muß von vornherein feſtgeſtellt
werden, welche Poſten jemand neben dem vffiziellen Beruf
nöch innebat. damit die Frationen in der Lage ſind, ihnen
die Abſtimmung zu verwehren, wenn ſie in eigener Sache
als Geſetzgeber auftreten wollen. Auch wird man einmal die
Frage erörtern müſſen, ob nicht dem Parlament ſelbſt die
Funktion eines Ehrengerichts übertragen werden ſolle. Wir
haben ja ſelbſt den Fall gehabt, daß ein deutſchnationaler
Abgeordneter bei dem Kampf um die Entſchädigung der
Fürſten ſich als bezahlter Beauftragter eines Herzogs ent
puapte, worüber er ſorgſam geſchwiegen hatte. Dagegen
muß Front gemacht werden Das franzöſiſche Geſetz aber iſt
abzulehnen.

Das ſozialdemokratiſche Wehrprogramm
Dem Parteitage, der am 10. März zuſammentritt, wird

ein ſogenanntes Wehrprogramm vorgelegt Der Zwang es
zu ſchafſen, beſtand zweifellos ſchon mit Rückſicht auf den
Etat, in dem ja die 2. Rate für den Panzerkreuzer A ent
halten ſein ſoll. An dem Entwurf haben Vertreter beider
Flügel mitgearbeitet, ſo daß man ihn wohl als einen
Kompromiß bezeichnen muß. Er zerfällt in 2 Teile; einen
grundſätzlichen und einen beſonderen. Mit dem erſten ſind
wir reſtlos einverſtanden. Es wird hier klar ausgeſprochen,
daß angeſichts der internationalen Verhältniſſe Deutſch
land eine Wehrinacht unterhalten muß. Auch wir glauben,
daß gerade zur Förderung der Abrüſtung das unbedingt er
forderlich iſt, denn umſo ſchwächer wir ſind, umſo weniger
fühlen die Weſtmächte den Zwang in ſich, ihre aus dem Ver
trage von Verſailles ſtammenden Verpflichtungen zu erfül
len. Auch was ſonſt zur Außenpolitik geſagt wird, kann von
Uns unterſchrieben werden. Abrüſtung, vbligatoriſche Schieds
gerichte, Fortſetzung der Locarnopolitik. Das iſt ſchließlich
das Programm der Großen Koalition. Die Einzelheiten,
die ja mehr dazu beſtimmt ſind, der Maſſe der Wähler
die Anerkennung des Wehretats ſchmackhaft zu machen,
fordern dagegen zur Kritik heraus Vor allem iſt eine Re
krutierung unter parlamentariſcher Kontrolle undurchführ
bar. Die öſterreichiſchen Erfahrungen ſind nicht geeignet,
dieſes Beiſpiel zu befolgen. Es würde lediglich der Rechten
die Gelegenheit bieten, wenn ſie wieder einmal wie unter
Herrn Marx vregiert, dann alle ehrlichen Republikaner vom
Heeresdienſt auszuſchließen. Was notwendig iſt, erſcheint
eine Diſziplin, die ſtraff durchgeführt wird und ein rück

Deshalb klingt es durchaus glaubhaft, wenn verſichert wird, ſichtsloſes Zugreiſen, wenn Verbindungen mit Nechtsver



niniſter ſehr

bänden oder ein Liebäugeln mit der Monarchie ſichtbar
wird. Das geht aber auch auf dem bisherigen Wege, vor
ausgeſetzt, daß man nur den Willen zur Macht hat. Auf
ihn allein kommt es an Leider iſt er nicht immer in die
Erſcheinung getreten

Der Wille zur Macht
Das deutſche Volk geht einem ſchweren Jahre ent
gegen. Große Aufgaben harren der Löſung. Will man ſie

bewältigen, ſo darf man ſich nicht in Kleinigkeiten ver
lieren und ſich den Blick durch Parteiwünſche trüben laſ
den. Geſchloſſenheit im Auftreten iſt Vorausſetzung. Woran
es bisher vedenklich gemangelt hat, war der Wille zur
Macht. Die Republik ſoll nicht reden, ſondern handeln.
Sie ſoll ihre heimlichen und offenen Gegner nicht mit

Der Reichoag und de

ſchönen Worten oder mit kleinlichen Schikanen zu ülerwin
den verſuchen, ſondern ſie ſoll ihre Lebenskraft entfalten
und ihnen zeigen, wie ſtark ſie iſt. Vor allem, wenn es
gilt, Widerſtände zu brechen und die eigenen Ziele zu ver
wirklichen. Wenn die Nation 10 Jahre nach dem Zuſammen

bruch der Mönarchie, die nur einen Trümmerhaufen hinter
laſſen hat, ihren Weg zu Ende gehen will, dann ſoll ſie
gründlich aufräumen, ſoll ſich nicht gefal.en laſſen, daß
in Juſtiz und Verwaltung Elemente am Werk ſind, die ihren
Eid nach Belieben ausbegen. Hat die Nation dieſen eiſernen
'Wilken, dann wird ſie ſehr raſch Herr in ihrem Lande
ſein. Das Mawlheldentum ihrer Gegner endet ſehr ſchnell,
wenn es hart auf hart geht.

Richard May.

Von Dr. Hans Reif,
Geſchäſtsführer des Mittelſtandsgusſchuſſes der Deutſchen Demokratiſchen Partei.

Die Kreiſe des gewerblichen Mittelſtandes hatten große
Hoffnungen auf den neuen Reichstag geſetzt. War ihnen
doch von jeder bürgerlichen Partei beredt genug verſprochen
worden, daß nun endlich einmal ernſt gemacht werden
ſollte mit der Neuorientierung der deutſchen Wirtſchafts
politik, die notwendig iſt, wenn der deutſche Mittelſtand
exiſtenzfähig bleiben ſoll. Sogar die Sozialdemokratie hat
ſchüchterne Verſuche gemacht, in ihren Wahlverſammlungen
dem deutſchen Mittelſtand ihr Wohlwollen anzukündigen,
pbwohl jedermann weiß, daß die brutale Art, in der die
ſozialiſtiſchen Gewerkſchaften die Wirtſchaftspolitik der So
zialdemokratie beſtimmen, jede, auch die geringſte Rück
ſichtnahme auf die ſelbſtrerſtändlichen Forderungen des ge
werblichen Mittelſtandes ausſchließt. Nun hat die Reichstags
wabl der Sozialdemokratie einen beträchtlichen Stimmen
Zuwachs gebracht, die Sozialdemokratie wurde die Regie
xungspartei ſchlechthin Und ſo verdienſtlich es auch immer
iſt, daß bürgerliche Parteien ſich der Regierung zur Ver
fügung ſtellten, um unter Einſetzung ihrer beſten Kräfte
den Regierungskurs in ſachlichen Bahnen zu halten, es
liegt auf der Hand, welch unerhört ſchwere Arbeit ſich
dieſe Parteien damit aufgebürdet haben, und daß die Er
folge mehr in der Abwehr von Fehlmaßnahmen als in
poſitiven Ergebniſſen geſucht werden müſſen. Es war ſelbſt
verſtändlich, daß die Sozialdemokratie ihre neue Macht
ſtellung ſoſort zur Einleitung einer Lohnſteuerſenkung be
nützen würde, und es iſt ein Verdienſt derjenigen Parteien,
denen die Steuerſenkung aus produktionspolitiſchen Gründen

Jegebenen Der
licher Steuermehreingänge auf ein Defizit hinweiſt, das durch
neue Steuern ausgeglichen werden müſſe. Nicht nur die Kreiſe
des Mittelſtandes, die an der Realſteuerſenkung beſonders
intereſſiert ſind, hier iſt die Vorlage des Steuerverein
heitlichungsgeſetzes eine ganz große Enttäuſchung ſon

dern die geſamte Wirtſchaft muß jetzt von den bürgerlichen
Parteien der Reichsregierung verlangen, daß der Reichs
finanzminiſter mit ſeinem damaligen Verſprechen min-
deſtens in dem Sinne ernſt macht, daß er durch energiſche
Sparmaßnahmen in der Verwaltung und durch Vermeidung
überflüſſiger Reſervenbildung im öffentlichen Haushalt, in
den auf Reichszuſchüſſen ſich aufbauenden Vermögensver
größerungen der Sözialverſicherung und in der immer be
ängſtigenderen Ausdehnung der öffentlichen Hand im Er
werbsleben den Etat balanciert.

Das wird nicht leicht ſein, denn hier handelt
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um gewiſſe programmatiſche Verpflichtungen der Sozial
demokratie Der Hamburger Gewerkſchaftskongreß hat nicht
umſonſt den Gedanken der „Wirtſchaftsdemokratie“ in dem
Sinne pro aſiert, daß die Ausdehnung der öffentlichen Hand
im Erwerbsleben die Vorbereitung für die Sozialiſierung ſei
und mit großer Befriedigung eine Art Bilanz der öffent-
lichen Hand gezogen. Niemand iſt ſo eifrig in der Propa
gierung ſtaatlicher Subventionen; des Erwerbs von Akttien
paketen durch das Reich, wie der ſozialdemokratiſche Reichs
finanzminiſter. Niemand iſt ſo ſehr geneigt, der Bürvokratie
auf Koſten von Parlament und Wirtſchaft einen über
mäßigen Einfluß auf die Geſtaltung der Dinge einzuräumen.
Warum ſollte er auch nicht? Schließlich iſt das der Weg zur
Verwirklichung der ſozialiſtiſchen Jdeale. Dieſe Jdeale ſind
aber nicht unſere Jdeale. Und die Methoden, mit denen ſie
verwirklicht werden ſollen, die vielleicht der Großbetrieb
eine Zeitlang ertragen kann, ſind tödliches Gift für den
ſelbſtändigen Mittelſtand.

Gewiß, man bringt jetzt die ſeit Jahren geforderte
Novelle zur Gewerbeordnung: die Handwerksnovelle. Man
iſt ſich jedoch in den Kreiſen des gewerblichen Mittel
ſtandes darüber klar, daß von ihr das Wohl und Wehe des
deutſchen Mittelſtandes nicht ſo ſehr berührt wird wie von
der Regelung der materiellen Fragen der Steuerpolitik, der
Sozialpolitik uſw.

Der deutſche Mittelſtand iſt die Quelle des Aufſtiegs
der individuellen Kräfte, von denen wir hoffen, daß ſie
unſer Volk und ſeine Wirtſchaft einer beſſeren Zukunft ent
gegenführen werden. Wir glauben, daß die durch den So
ziglismus propagierten Eingriffe des Staates in die Wirt
ſchaft mehr und mehr dazu führen, über die Politik hinweg
Menſchen in leitende Stellen zu bringen, die ſich nicht zu
trauen können, ihre Kräfte im Wettbewerb des freien

Marktes zu erproben, und daher den Schutz des Amtes, des
Monopols der Steuerprivilegien uſw. vorziehen Wir fürch

ten, daß, je mehr das überhand nimmt, das Volk, wenn
man nicht energiſch Front gegen dieſe Auffaſſung macht,
ſolche Methoden zur Gewohnheit werden läßt. Wir fürchten,
daß die Eingriffe des Staates in die Wirtſchaft immer mehr

dazu führen, daß die Parteien als Ganzes und ihre Parla
mentskandidaten im einzelnen ihre Wähler durch Geſchenke
zu gewinnen ſuchen, die nicht aus ihrer eigenen Taſche be
zahlt werden, ſondern aus der Taſche der Steuerzahler, d. h.
der Wähler ſelbſt! Wir ſind deshalb der Ueberzeugung, daß
niemals ſo ſehr wie jetzt die Notwendigkeit klar zutage tritt,
die deutſche Oeffentlichkeit auf die Gefahren aufmerkſam
zu machen, die ihr mit der Erörterung der individualiſtiſchen
Kräfte der Wirtſchaft bevorſtehen. Wir hoffen, daß die Ver
treter der bürgerlichen Parteien im Reichstag ſo feſt in der
Ueberzeugung der individugliſtiſchen Weltanſchauung wur
zeln, daß man den kommenden Dingen mit einiger Ruhe

X 2 e h

entgegenſehen kann. Aber wir wünſchen ihnen für die
tätigung dieſer Weltanſchauung eine weithin hörbare R
ſonanz, vor allem auch in den Miktelſtandsſchichten von
Handwerk, Handel und Jnduſtrie!

Das Berechtigungsunweſen
Einſtimmiger Veſchluß des Staatsrates.

Bei der Beratung des Etats im Preußiſchen Staats
rat wurde folgende Entſchließung einſtimmig angenommen

„Der erſchreckende Zudrang zu den Hochſchulen und
höheren Schulen lenkt die Aufmerkſamkeit auf das Be
rechtigungsweſen. Der Staatsrat erſucht das Staats
miniſterium, mit allem Nachdruck auf eine Herabſetzung der
übermäßigen Anforderungen der Reichsbahn und der Reichs
poſt (Primareife) hinzuwirken, ohne Rückſicht hierauf aber
dafür zu ſorgen, daß ſeitens der Behörden des preußiſchen
Sag es, der p eußiſchen Kommunen und Kommunalverbände
keine über die Oberſekundareife hinausgehenden Anforde
rungen für die mittlere Beamtenlaufbahn geſtellt werden.
Er erſucht ferner, mit allem Nachdruck auf die zuſtändigen
Vertretungen von Handel und Gewerbe einzuwirken, damit
nicht ihrerſeits zu hohe Anforderungen an die Lehrlinge
geſtellt werden. Der Staatsrat empfiehlt dringend, die ſchon
jetzt überſpannten Anforderungen an die Ausbildung der
Fachlehrerinnen nicht noch weiter hinaufzuſchrauben. Der
Staatsrat hält es nicht für richtig, das Referendarexamen
nach einem ſerhsſemeſtrigen Studium zu geſtatten, die
juriſtiſche Promotion aber von einem agchtſemeſtrigen Stu
dium abhängig zu machen, und empfiehlt, die Einheit
lichheit wieder herzuſtellen.“

Die Eignung
zum Schöffen- und Geſchworenenamt

Nach den Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes
dürſen zum Schöffen und Geſchworenenamt gewiſſe Grup
pen von Perſonen nicht berufen werden: insbeſondere iſt
zum Laienrichteramt unfähig, wer nicht die Reichsangehörig
keit beſitzt, wer infolge einer ſtrafgerichtlichen Verurteilung
die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Be
kleidung öffentlicher Aemter verloren hat, wer wegen eines
Verbrechens oder Vergehens, das die Aberkennung der
bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung
öffentlicher Aemter zur Folge haben kann, unter Anklage
ſteht, und wer inſolge gerichtlicher Anordnung in der Ver
fügung über ſein Vermögen beſchränkt iſt. Bei der großen
Anzahl und dem ſteten Wechſel der Perſonen, die zur Aus
übung des Laienrichteramtes herangezogen werden, kann es

insbeſondere in Großſtädten vorkommen, daß Gründe,
welche zur Ausſchaltung einer Perſon von den Aemtern
führen müßten, unbemerkt bleiben. Der Berufene ſelbſt
wird in der Regel über die geſetzlichen Vorſchriften nicht
unterrichtet ſein, ſo daß von ihm eine Mitteilung über
das Vorliegen eines Unfähtgkeitsgrundes im allgemein
nicht erwartet werden kann.

Nimmt nun eine Perſon, die nicht berufen werd
dürfte, als Laienrichter in einer Gerichtsverhandlung te
ſo bildet das einen abſoluten Reviſionsgrund; ein et
ergehendes Urteil muß von dem Reviſionsgericht wied
aufgehoben und zur nochmaligen Verhandlung und En
ſcheidung an die Vorinſtanz zurückverwieſen werden.

Um derartigen unliebſamen Vorkommniſſen vorzu
beugen, werden nach einer Verfügung des Preußiſchen
Juſtizminiſtertums die Schöfſen und Geſchworenen in dem
Merkblatt, das vor Antritt des Amtes zugeſtellt wird, in
Zukunft auch über die Gründe belehrt werden, die eine
Perſon zum Laienrichteramt unfähig machen. Den zu dem
Amt ausgewählten Perſonen wird zur Pflicht gemacht
das Gericht davon zu unterrichten, wenn ein Unfähigkeits
grund bei ihnen vorliegt oder nachträglich eintritt. Ferner
ſollen die Gerichtsrorſitzenden vor Beginn der Sitzung die
Teilnahme an der Verhandlung beruſenen Laienrichter über
die Unfähigkeitsgründe belehren und nach dem V rhanden
ſein ſolcher Gründe be
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4Frauentitel
Von Dr. Eva Wendorff.

Ein ſchwieriges und viel umſtrittenes Gebiet iſt gegen
wärtig die Frage der Namen und Titelgebung für die le
dige wie für die verheiratete Frau.

Für die Ledige liegt das Problem noch erhältnismäßig
einfach. Sie führt nur einen einzigen Namen, dem die
übLiche Bezeichnung „Fräulein“ und der etwaige ſelbſt
erworbene Titel vorangeſtellt wird: „Fräulein Doktor“,
„Fräulein Profeſſor“. Ausnahmen von der Regel gibt es
auch auf dieſem Gebiet. Jn einer Reihe von Aemtern hat die
Unverheiratete das Recht, ſich den Titel „Frau“ beizulegen.

Bekannt iſt aus früherer Zeit ſchon die „Frau Oberin“ für
die Vorſteherin eines Krankenhauſes, die Bezeichnung „Frau
Direktor“ für die Schulleiterin. Ferner ſind alle weiblichen
Abgeordneten heute als „Frau“ anzureden, und neuer
dings iſt auch die „Frau Regierungsrat“ keine Seltenheit
mehr. Man hat dieſe Bezeichnung eingeführt, weil der Titel
„Fräulein“ ſchon allein rein ſprachlich eine gewiſſe
Verkleinerungsform birgt und der Würde dieſer Aemter
nicht angemeſſen erſcheint. Die Beſtrebungen freilich, die
den Titel der „Frau“ auf ſämtliche Unverheiratete hne
Anſehen des Berufes und Standes ausdehnen wollen, und
nur die Ueberſchreitung einer gewiſſen Altersgrenze des
20 reſpektive des 25. Lebensjahres als Vorausſetzungfordern, ſcheinen ſich, Wenn vorläufig, nicht durch

zuſetzen.
Ungleich komplizierter als für die ledige liegt die Frage

der Namen und Titelgebung für die verheiratete Frau. Zu
nächſt einmal hat dieſe zwei Namen: ihren Mädchennamen
und den Namen ihres Mannes. Während nun früher mit
der Verheiratung der Frau der Mädchenname vollſtändig
verſchwand und nur noch bei Familienanzeigen gelegent
lich in Erſcheinung trat, iſt nach einem neuen von der
Demokratiſchen Partei in Vorſchlag gebrachten Geſetzentwurf
eine Aenderung geſchaffen worden. Die verheiratete Frau
hat heute das Recht, dem Namen ihres Mannes ihren
Mädchennamen ohne weiteres anzufügen. So entſtand die

ſogenannte „Bindeſtrich-Frau“im Sinne des Bindeſtrich
Amerikaners aus dem Doppelnamen dokumentiert ſich
hier wie dort die Herkunft. Seit einigen Monaten ſchon
kann man in den Zeitungen beobachten, daß die Zahl
der weiblichen Doppelnamen früher ein Vorrecht der
Künſtlerinnen erheblich zugenommen hat.

Eine weitere Schwierigkeit ergibt ſich aus der Frage
der Titelführung für die verheiratete Frau. Soll ſie über
haupt einen Titel führen? Iſt es richtig, daß ſie ſich den
Titel ihres Mannes beilegt? Darf ſie endlich als Frau einen
in der Mädchenzeit erworbenen Titel einfach weiterführen
Das alles find Fragen, die noch unvollkommen geklärt
ſind. Daß überhaupt Titel veführt werden, muß noch
als ſelbſtverſtändlich gelten. Vorausſichtlich wird auch in
näherer Zeit keine Neuerung eintreten, die etwa dahin
ginge, ſämtliche Titel abzuſchafſen und, wie einſt in Frank
reich nur noch den „Bürger“ und die „Bürgerin“ gelten
ließe.

Soll aber die Frau den Titel ihres Mannes führen?
Für die frühere Generation galt es als unbedingt richtig,
daß der Titel des Gatten auch ſeiner Ehefrau zukam. Und
in jener Zeit, da Stände und Berufe viel ſtrenger gegen
einander abgegrenzt waren als heute, da die u r
ſätze viel ſchroffer waren als in unſerer Zeit, mußte
dieſe Praxis als angemeſſen erſcheinen. Auch waren die
Ehen jener Zeit weit feſter gefügt als die der Kriegs und
Nachkriegszeit es ſind. Die Frau des Beamten oder des
Offiziers durchlebte mit ihrem Manne den langen, oft mühe
vollen Aufſtieg im Berufsleben von Anfang gn und ſtand
mit einem gewiſſen berechtigten Stolz mit ihm auf der
oberſten Sproſſe der Stufenleiter. Was aber weiterhin das
Titelrecht der verheirateten Frau als ſelbſtverſtändlich er
ſcheinen ließ, war vor allem die Tatſache, daß es Frauen
mit ſelbſterworbenem Titel noch nicht gab jedenfalls nur
in verſchwindend kleinem Umfange.

Für unſere heutige Generation hat ſich indeſſen das
Bild vollſtändig verändert. Zunächſt hat durch die freiere
Geſtaltung des geſellſchaftlichen Lebens der Titel einen Teil
ſeiner Allgewalt bereits eingebüßt. Ferner hat auch die
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Ehe ihre Bedeutung als „Lebens Verbindung mehr und
mehr verloren, und es dürſte doch abſurd wirken, wenn
die geſchiedene Frau den Titel ihres einſtigen Mannes
weiterführt.

Endlich aber iſt die Bedeutung des durch die Frau ſelbſt
erworbenen Titels namentlich während des letzten Jahr
zehnts ſtändig gewachſen. Die neue Frauengeneration hat
durch eigene Arbeit, durch Leiſtung, oft durch langfährige
Vorbereitung ihren Titel errungen und hat ein Recht, ſtolz
darauf zu ſein. Darf es nun noch angemeſſen erſcheinen
wenn ihre Mitſchweſtern dieſen Frauen mit einem Titel
gegenübertreten, auf den ſie durch das vor dem Altar ge
ſprochene „Ja“ ein Anrecht zu haben glauben Würde nicht

die Leiſtung der arbeitenden Frau durch dieſe Gleichſtel
lung verkleinert werden? Das Gefühl für dieſe Unzu
träglichkeit beginnt ſich bereits lebhafter durchzuſetzen, un
manche Eheſrau verzichtet darguf, ſich die Titulatur ihres
Gatten zu eigen zu machen. Es iſt anzunehmen, daß in
einigen Jahren dieſe Ueberbleibſel früherer Generationen
gänzlich verſchwunden ſein werden.

Wenn dieſe Frage geklärt iſt, wird es auch kein
Problem mehr ſein, ob die verheiratete Frau den in ihrer
Mädchenzeit erworbenen Titel weiter führen darf.
Beibehaltung ſt ſelbſtverſtändlich, zumal ſeit der Schaffun
des neuen Namensrechtes auch der Mädchenname au
den ja der Titel urſprünglich lautete beibehalten werden
kann.

Endlich aber gibt es Fälle, in denen jeder Titel ſeinen
Wert verliert und der Name allein unendlich nachhaltige
wirkt als der hochtönendſte Titel. So wenig wie jemand
es ſich einfallen laſſen würde, etwa Goethe als Dr. fur
Schiller als Dr. med. zu bezeichnen, ſo wenig hat de
Titel für den ſchöpferiſchen Menſchen, für die große P
ſönlichkeit überhaupt, irgendwelche Bedeutung Wer frat
wohl danach, daß Riearda Huch einſt in der Schweiz der
Doktor Hut erwarb, wer ſpricht von Selma Lagerlö
Dr. h. er Hier ſpricht nur der Name und dieſer ti
Name iſt es, der ewigen Klang hat



26. Januar:

Eine Rückſchau
Januar: Blutige Zuſammenſtöße in Niearagua

zwiſchen Marinetruppen und den Anhängern des Generals
Sandino.

5. Januar: Der argentiniſche Außenminiſter Gallardo
wird in der deutſchen Reichshauptſtadt herzlich empfangen.

6. Januar: Das Penſionsgeſuch des Senatspräſidentenam Rei Heere Dr. Niedner, wird genehmigt.

9. Januar: Der Vorſitzende des Jnternationalen Ar
beitsamtes Albert Thomas ſpricht in Bordeaux ſich für
die Rheinlandräumung aus.

15. Januar. Jm Reichskanzlerpalais beginnt die deutſche
Länderkonferenz.

17. Januar Zuſammentritt des Panamerikaniſchen
Kongreß mit einer Friedensrede von Coolidge.

18. Januar: Reichswehrminiſter Geßler gibt
Rücktrittsabſi. t bekannt.

19. Januar Reichsminiſter a. D. Groener wird zum
Reichswehrminiſter ernannt. Reichsfinanzminiſter Köhler
legt ſeinen Etat vor. „Das deutſche Grundübel iſt die un
gelöſte Reparationsfrage.“

Der Haushaltungsausſchuß des Reichstages
nimmt die Anträge zur Hebung der landwirtſchaftlichen
Notlage an.

30. Januar: Dr. Streſemann wird für ſeine Verſtändi
gungspolitik zum Ehrendoktor der et Heidelberg

ſeine

ernannt.

3. Februar: Tariferhöhungsabſichten der Reichsbahn
werden bekannt.

8. Februar: Ein Mißtrauensantrag gegen die neue
norwegiſche Arbeiterregierung findet Annahme

9. Februar: Die „Germania“ betrachtet das Schulgeſetz
als geſcheitert. Eine Einigung über die Simultanſchulländer
ſt nicht erzielt worden.

14. Februar: Lord Oxford, der alte Führer der Libe
waben Englands F.

16. Februar: Litauen begeht das Feſt ſeiner zehn
zhrigen Unabhängigkeit.

23. Februar: König Amanullah von Afghaniſtan iſt
auf ſeiner Europareiſe in Berlin eingetroffen. Der
belgiſche Außenminiſter Hymans erwartet Deutſchlands Vor
ſchläge für eine frühere Rheinlandräumung. Der Wiener
Nationalrat veranſtaltet eine Kundgebung für Südtirol.

28. Jebruar: Der frühere deutſche Botſchafter in Lon
don, Fürſt Lichnowſky

29. Februar: Kellogg wiederholt in einem Schreiben
an Briand ſeinen Vorſchlag über einen allgemeinen Welt
friedenspakt.

März Her Farmer Langkopp verſucht ein Attentat
auf den Präſidenten des Reichsentſchädigungsamtes in

eder Berlin.
Ent „5. März: Jm Mittelpunkt der Genfer Ratstagung
l ſteht der Bericht über den ungariſchen Waffenſchmuggel

orhie bei Szentgofthard. Das polniſche Wahlergebnis läßt die
chen Pilſudſki Partei al c ſte Gruppe in den Sejm einziehen
den Erfreulich ſind die deutſchen Ergebniſſe, vor allem für Ober

d n ſchleſien. Eine MuſſoliniRede enthält Drohungen für
nut Heſterreich.
den 8. März: Spanien und Braſilien werden aufgefordert,

wieder in den Völkerbund einzutreten. Die Sozialiſtene Frankreichs nehmen die Rhein gndräumung in ihr Wahl

en Programm l
die Jn Kyritz ſtürmen Landbündler das Finanz
über nt

den 15. März: Jn der vorbereitenden Abrüſtungskom
miſſion ſtellt Deutſchland den Aue auf Offenlegung der

nur Rüſtungszahlen.
16 März: Die Wirtſchaftsverhan dungen mit Rüuß

und land müſſen unterbrochen werden wegen der Verhaftung
wenn deutſcher Jngenieure im Donez-Gebiet.
e 20. März: Jn Bukareſt veranſtalten 60 000 Bauern

wit eine Demonſtration gegen die Regierung Bratianu.
n 26. März: Die Abrüſtungskonferenz verſchiebt die deut

hat ſchen Anträge zur Veröffentlichung aller Mitteilungen über
hrige den Stand der Rüſtungen auf die Tagesordnung der nächſten
ſtolz Tagung. Lord Cuſ endun macht in einer Note Vorſchläge

inen, j r Seeabrüſtung.
Titel 27. März Der Termin der Reichstagswahlen wird auf
e ge den 20. Mai feſtgeſetzt.
nicht 29. März Parker Gilbert hat in London Beſprechungen
hſtebj über die Dawes Reviſion. Das Zentrum ſetzt Dr. Wirth
inzu] auf die Reichsliſte. Der Verwaltungsrat der Reichsbahn
und beſchließt Tariferhöhung.

ihres 31. März: Der Reichstag hält ſeine Schlußſitzung ab.
ß in
nen

7. April Parker Gilbert hat Beſprechungen in Paris
und Rom.

en 11. April: Kommuniſten befreien den Schriftſteller Otto
n Braun aus dem Moabiter Unterſuchungsgefängnis.

ffung 12.- April: Attentat auf Vietor Emanuel, 14 Tote;
uſ Der König unverletzt. Hauptmann Köhl iſt mit Bäron
erden von Hünefeld und Major Fitzmauriee zum Ozeanflug ge

ſtartet. Nach 36ſtündigem Fluge landen die Ozeanflieger
einen in GreenJsland.
ltige 16. April: Der italieniſche General Nobile iſt mit
mand der Jtalig nach Stolp geflogen, von wo aus er ſeine
jur Nordpolexpedition weiterſühren will.

t der 20. April. Der öſterreichiſche Verkehrsminiſter
Per] Dr. SHürff iſt in Berlin zur Beſprechung über den „Eiſen

bahnanſchluß“ eingetroffen.
25. April General Wrangel, der frühere Führer der

ruſſiſchen Weißgardiſten in Brüſſel F.
26 April Das Schiedsgericht im Haag fällt im ober

Die Ereigniſſe de hres 1920
ſchleſiſchen Schülſtreit eine für Deutſchland nun Ent

ſche dung J Bürgerbräukeller in München wird Dr.
Steſenann bei eires Wahlrede niedergeſchrien.

1. Mai Das endgiltige Wahlergebnis in Frankreich
bringt eine Stärkung der Mittelparteten unter Führung
von Poincars und Briand

5 Mai Die Nntrerſi ät Heidelberg überreiſht dem ame

ktkaniſchen Botſchafter Dr. Shurman und dem deutſchen
Außenminiſter Dr. Streſemann die Ehrendiplome,

7. Mai: Rumäniſche Bauern demonſtrieren in Alba
Julia.

10. Mat: Streſemanns 50 Eeburtstag.
12 Mai: In Köln wird die P eſ a“, die We ſhau der

Preſſe, eröffnet.
18. Mai:

ſchauer.

20. Mai: Großwahltag in Deutſchland. Durch die
Splitterparteien, gingen 16 Mandate verloren.

21. Mai: Große Phosgen Kataſtrophe in Hamburg.

23. Mai: Rücktritt des griechiſchen Kibinettes, Veni
zelos der kommende Mann. Fritz von Opels Verſuche mit
dem Raketenauto.

24. Mai: Das Kolmarer Schwurgericht verurteilt die
elſäſſiſchen Autonomiſtenführer zu Gefängnisſtrafen.

1. Juni: Tſchangtſolin räumt Peking ohne Widerſtand.Ein Sombenanſchlas auf ſeinen Zug führt ſeinen Tod her

bei.
5. Junf: Gröner verbietet den Mitgliedern der Reichs

wehr und Marine die Mitgliedſchaft im Kaiſerlichen Yacht

Beginn des Donez Prozeſſes, 400 000 Zu

klub.
12. Junt: Rücktritt der Reichsregierung MüllerFran

ken mit wer Kabinettebildung beauftragt.

13. Junt: Reichstagseröffnung.
20. Juni: Bluttat im Belgrader Parlament; StephanRaditſch cholich verwundet.

21. Juni Der ruſſiſche Eisbrecher Kraſſin bahnt den
Weg zu Nobil

25. Juni: Amerika hat den Großmächten ſeine neue
Note über den Kriegsächtungspakt überreicht

28. Juni: Rücktritt Pilſudſlis; Profeſſor Bartel pol
niſcher Miniſterpräſident

6. Juli: Urteil im Donez- Prozeß
8. Juli: Junkersflieger erringen den Dauerflugwelt

rekord.
9. Juli: Die deutſchnationale Parteidertretung miß-

billigt den Artikel Lambachs über Monarchismus.
Juli ine der rn über geentung

und Amneſtie46. Juli Ftantreich erklart ſich für den Kellogg Pakt

Eiſenbahnunglück in München 10 Tote und 17 Verletzte. Der ehemalige Miniſterprſtdent Giolitti

11. Juli: Präſident Obregon von Mexiko ermordet.
22. Juli: Das Sängerfeſt in Wien, eine Kundgebung

für die deutſche und öſterreichiſche Kulturgemeinſchaft.
c

7. Auguſt Rußland meldet ſeine Bereitſchaft an, den
Kellog-Pakt mit zu unterzeichnen.

9. Auguſt: Stefan Raditſch, der kroatiſche Bauern
führer, an den Folgen des Attentats in der Skuptſchting
geſtorben.

17. Auguſt: Unterzeichnung des deutſchechineſiſchen Han
delsvertrages.

27. Auguſt: Unterzeichnung des Kellogg Paktes in Pa
ris. Beſprechungen Dr. Streſemanns in der franzöſiſchen
Hauptſtadt.

30. Auguſt: Eröffnung der Tagung des Völkerbund-
rates in Genf.

4. September: Eröffnung der neunten Völkerbunds-
verſammlung in Genf.

5. September: Grundſteinlegung zum Neubau des Deut
ſchen Muſeums in München durch den Reichspräſidenten.

7. September: Reichskanzler Müller gibt im Völker
bund formell die Auffaſſung der Reichsregierung über
Deutſchlands moraliſches
h

und juriſtiſches Recht auf Rhein

nmerurrettr.

9. September Der deutſche getr in Mostau
Graf Brockdorff Rantzan F.

10. September Wiederaufnahme der datſg vonigen
Handelsvertragererhandlungen in Warſchau.

13. September: Eröffnung des Deutſchen Juriſten

tages in Salzburg; bedeutſame ede des Reichsfuſtizmint
ſters Koch Weſer

16. September Genfer Vereinbarung über die wei
kere Behand ung der Reparations und Raumungsfrage.

Plan eines Sachrerſtändigenausſchuſſes.
18. September Rücktritt des Admirals genker, des

Chefs der Marineleitung. Vizeadmiral Dr. Raeder fein
Nachfolger

22. September: Veröffentlichung des engliſch-franzö
ſiſchen Flottenabkömmens in Amerika ſtarke amerikaniſche

Proteſte.
25. September Sitzung des Deutſchen Städtetages

in Breslau. Entſchließung für die Entwicklung zum Ein
heiteſtaat.

t

4. Oktober Zehnfähriges Beſtehen des Reichsarbeits
miniſteriums

11. Oktober: Start des „Graf Zeppelin“ zum Amerika
flüg.

16. Oltober: Landung des Zeppelin-Luftſchiffes in Lake
hürſt nach 112ſtündigem Flug Abſchluß des kommu
niſtiſchen Volksbegehrens gegen den Panzerkreuzerbau. Die
erforderliche Stimmenzahl bei weiten nicht erreicht.

20. Oktober: Unterbrechung der deutſchpol e Wirt
ſchaftsverhandlungen.

23. Oktober: Tagung des Ausſchuſſes für Verfaſſungs
und Verwaltungsreform. Entſchließung der Reichsregierung
über die Notwendigkeit einer ſtarken Reichsgewalt, einer
territoriglen Neugliederung und der Beſeitigung des Duga
lismus zwiſchen Reich und Preußen.

25. Oktober Tagung des Deutſchen Beamtenbundes
Rede des Reichsinnenminiſter über die Rechte und Pflichten
des Beamten.

27. Ottöber: Schiedsſpruch des Reichsarbeitsminiſtere
im Ruhrkonflikt.

29. Oktober Start des Luftſchiffes Graf Zeppelin
zum Rückflüug nach Deutſchland

30. Oktober: Deutſche Note über den Sachverſtändigen
ausſchuß in den alliierten Hauptſtädten überreicht

November Graf Zeppelin“ iſt nach 7 ſtündiger
Fahrt in Friedrichshaſen wieder gelandet.3. November Rücktritt des rumäniſchen Keabinetts

Bratianu.
6. November Kabinett Poinearé iſt in Verfolg der

Beſchlüſſe des Radikal ſozialiſtiſchen Parteitages zurückge
treten. Abbruch der polniſch-litauiſchen Verhandlungen
in Königsberg in Amerika rSieger Curtis Vizepräſident.8 e Der Obregon Mörder Toral zum Tode

Die Mandate irrt uns e ſtengültig ertiaet t

12. November

e der Mitte6. Nodember: Ablehnung des ſozialdemokratiſchen Anrgres gegen den Panzerkreuzer mit 255 gegen 293 Stim

men Die ſogzialdemokra iſſchen Miniſter ſtimmen ge en ihre
eigene Vorlage Paul Bonevur gibt ſeinen Poſten als

e auf.22. Nobenber: Wiederaufnahme der deutſch ruſſiſchen
Wirtſcha teve enden

Posinearées

6 Dezemver: Wahl Millas zum Pſterreimiſchen Bundes
prä, identen.

10 Dezember: Ratstagung in Lugans.
der Außenminiſter der Locarno Mächte.

15. Dezember Schlußſitzung in Lugano. Vorſtoß Za
beſkis gegen die deutſchen Minderheiten in Polniſſh Ober
ſchleſten

16 Dezember: Kriegshand!ungen zwiſchen Vot ivien und

Paragtuay
17. Dezember

miniſter Schall
19. Dezember Waffenruhe in Südamerika durch Ver

mittlung des Völkerbundes und des d Kon
greſſes22. Dezember: Severings Schede ſpruch im Ruhrkonflikt.

Rücklrilt des RNeichsgerichtspräſidenten Simons.
Erhffnung des rurnäniſchen Porlaments.

e e

Beſprechungen

Der frühere württembergiſche Finanz

Um das es Vonordat
Profeſſor Anſchütz über die Rechtslage.

Der Staatsrechtslehrer Geheimrat Profeſſor Anſchütz
hat vor der Demokratiſchen Partei in Heidelberg bemerkens
werte Ausführungen über die Rechtslage im Zuſammenhang
mit den Verhandlungen des Preußiſchen Staates mit der
Kurie gemacht. Profeſſor Anſchütz führte u. a. aus

„Ein Konkordat hat die Rechtsbeziehungen zwiſchen dem
Staat und der Kirche in weitgehendem Maße zu ordnen,
wobei nicht außer Acht zu laſſen iſt, daß es dem Staat an
ſich freiſteht, die kulturellen und kirchlichen Verhältniſſe
zu regeln, denn Staat und Kirche ſind nicht gleichberechtigte
Partner, ſondern die Kirche iſt dem Staat innerhalb ſeines
Gebietes untergeordnet. Es kann alſo nicht die Rede davon
ſein, daß der Staat Konkordate abſchließen muß. Wenn nun
der Staat freiwillig ein derartiges Konkordat eingegangen
iſt und ſich ſpäter das Bedürfnis nach einer Aenderung her
ausſtellt, genügt in dieſem Falle ein einfaches Staats
geſetz, oder kanit dies nur durch den Abſchluß eines neuen
Konkordats geſchehen Juriſtiſch kann dies durch Staatsge
ſetz erfolgen; denn der Staat hat ſein Souveränitätsvecht
in keiner Weiſe gufgegeben. Nur das Staatsrecht, und
nicht das internationale Recht iſt Quelle der Konbkordate,
wofikr es eine Fülle von hiſtoriſchen Beiſpielen gibt ſogar

in rein W Ländern.

wer wird dem Staat dieſes Recht immer
von der Gegenſeite abgeſprochen werden und er ſetzt ſich
immer der Gefahr aus, in der Oeffentlichkeit als ein
Vertragsbrecher dazuſtehen. Eine Betrachtung lediglich vom
Rechtsſtandpunkt aus genügt der gegenwärtigen Problematik
nicht, ſondern die Verhältniſſe müſſen auch von der Perſper
tive der politiſchen Konſtellation geſehen werden. Damit iſt
geſagt, daß in Preußen der Einfluß der Zentrumspartet
immer in Rechnung geſtellt werden muß. Für ſie iſt der
Abſchluß eines Konkordats lebenswichtig. Eine unbedingt ab
lehnende Stellung zur katholiſchen Kirche iſt deshalb wohl
ſtaatsrechtlich zuäſſig, erſcheint po litiſch aber ſo gut wie un
möglich. Allerdings liegt eine Notwendigkeit, mit den evan-
geliſchen Landeskirchen zu paktieren, auch politiſch nicht vor.
Zweiſellos befindet ſich der Staat, alſo in dieſem Falle
Preußen, dem Vatikan gegenüber in einer günſtigen Lage
denn die Kirche iſt es, die in erſter Linie Jntereſſe an dem
Abſchluß eines Konkordates hat. Zwei Bedingungen ſollten
unbedingt Vorausſetzung jeder Vereinbarung zwiſchen Staat
und Kirche ſein, nämlich keinerlei Beſtimmungen über Schule
und Unterricht und ein ausreichender Einfluß des Staates
auf die Beſetzung der Biſchofsſtühle.

neues Kabinett ohne den

Verantwortlich Johannes Dornblüth, Halle.
Druck Buchdruckerei Weniger Co. G. m. H., Deſſa n



Demokratiſche Bauernpolitik
Tantzens Reichstagsrede zur Agrardebatte

Jm Reichstage vertrat der Abgeordnete Tantzen (Dem.)
die Fraltien bei den zur Agrarfrage eingebrachten Anträ
gen. Er führte aus, daß die deutſche Landwirtſchaft
ſchwer u kämpfen habe, daß hein Zeitpunkt der Vergangen
et ihm be annt ſei, in der eine ähnliche Notlage ſo allge
menen Umſang in der Landwirtſchaft angenommen habe.
Die Landwirtſchaft müſſe ſich darauf beſinnen, nicht ihre
verſchiedenartigen Intereſſen in den Vordergrund zu ſtellen,
ſondern das Gemeinſame, Verbindende, müſſe vorangehen,
Nur dann ſei es möglich, eine große Mehrheit des Volkes
für ih e Jntereſſen zu gewinnen und weitere Verelendung
aufzuhalten. Dazu ſei nötig, daß über die parteipolitiſchen
Grenzen hinweg ſachlich und ernſt die agrariſchen Belange
geſehen und beurteilt würden. Nicht Oſt gegen Weſt, nicht
Klein gegen Groß, nicht Pächter gegen Verpächter, Getreide
Bauer gegen Viehzüchter müſſe zur Erreichung parteipoli
tiſcher Zwecke gegeneinander gusgeſpielt werden, ſondern in
dieſer ernſten Lage müßte eine Verbundenheit der Jnter
eſſen zu erzielen ſein. Das könne nur erreicht werden,
wenn diejenigen, welche in der land wirtſchaftlichen Ar
Beit beruflich wurzeln, nicht nur die ökonomiſche Lage,
ſondern auch die Seele des Bauern verſtehen, ſich alle
miteinander überzeugen, daß es ſo nicht weitergeht. Nicht
Kritik an der Staatsform, an der Demokratie oder irgend
welche anderen politiſchen Meinungsverſchiedenheiten dürften
die Landwirte gegeneinander treiben, wenn ſie etwas er
reichen wollten. Ein ſo ſtarkes Wollen könne aber nur
aufgebracht werden, wenn man die Not kennt und ſich die
Folgen klar macht.

Der Redner berührte dann die Not der Städte, ſtellte
ſie der des Landvolks gegenüber, wobei er ſagte, wenn der
Bauer nicht Hunger leidet, ſo iſt ſeine Not doch ebenſo
groß, wenn er merkt, daß durch die immer größere Ver
ſchuldung ihm der Boden unter den Füßen entgleitet. Das
Vertrauen daß es auch einmal wieder aufwärts geht, darf
den Eedanken zur Selbſthilfe nicht ertöten. Ohne dieſe
nützt alles nichts.

Dann keſprach der Redner zunächſt die Lage, wie ſie ſich
geſtaltet hat. Er berührte dabei die vier großen Gruppen,
auf die ſich die Notlage zurückführen läßt. Das ſind die
atngenügenden Preiſe der meiſten land wirtſchaftlichen Pro
dulte, welche nicht die Goldentwertung mitgemacht haben,
wie die meiſten induſtriellen Erzeugniſſe, die der Bauer
kaufen muß. Als zweiten Punkt beſprach er die Verſchul
dung und die Schuldzinſen, unter der die Landwirtſchaft
leidet, und ſtellte feſt, daß die im Enqueteausſchuß errech
neten Zahlen ergeben, daß der Großgrundbeſitz am meiſten
verſchuldet, der Familienbefitz in der verhältnismäßig noch
günſtigſten Lage ſei. Als dritten Grund der Urſache der Not
Beſprach er die Steuern, welche die Landwirtſchaft zu tra
gen hat, und zeigte an einem außerordentlich deutlichen Bei

ſpiel, daß das in der Landwirtſchaft ſteckende Kapital nach
ben do Stenern nicht Den Ertrag vrittgk, Her zur Deberns

haltung der Inhaber der Betriebe und ihrer Mitarbeiter
nötig ſei und ſo ein immer weiteres Zurückgehen die Folge
ſei. Die vierte Gruppe vetraf die ſozialen Laſten, die zwar
nicht zu mindern, wohl aber in dem Punkt der Arbeits
lIoſenfürſorge mehr Rückſicht auf das landwirtſchaftliche Jn
tereſſe zu nehmen habe. Mit einem Wort: die Familien
betriebe halten es am längſten aus, die mittelbäuerlichen
Betriebe dann, wenn die Inhaber ſich unter ihr früheres
Niveau in ihrer Lebenshaltung einſtellen, der Großgrund
beſitz kann nur mehr gehalten werden, wenn man ihm
einen Teil ſeines Landes abniinmt, womit er ſeine Schulden
bezahlen. kann und dieſes für Siedlungszwecke aufteilt.
Wie nun eine Beſſerung der einzelnen in den vier Gruppen
zuſammengeſaßten Urſachen zu erßielen ſei, führte der
Redner im nächſten Teil aus.

Zölle zur Preisbildung tun es nicht allein Ausglei
chung der Lebensviehzölle an Schlachtviehzölle iſt erforder
lich. Mit der Abſicht des Miniſters auf Zuckerzoll und Preis
geſtaltung erklärte ſich der Redner für die Fraktion einver
ſtanden. Ein Abbau der Futtermittelzölle ſei nach wie vor
wünſchenswert. Als großes Ziel aber bleibe, daß die Zoll
Grenzen zwiſchen den europäiſchen Ländern fallen und nur

noch eine Zollgrenze um Europa bleibe. Bevor nicht dieſes
große Ziel erreicht ſei, würde ein Aufſtieg der geſamten
Wirtſchaft in Deutſchland nicht zu erreichen und die Kon
kurrenz mit anderen Kontinenten nicht aufrecht zu erhalten
ſein. Allein aber können wir es nicht durchführen. Alle Be
teiligten müſſen erkannt haben, wie wichtig das iſt. So
lange haben wir uns nach den gegebenen Verhältniſſen zu

richten und können die Zölle nicht entbehren. Daneben muß
die Abſatzregelung gefördert und verſucht werden, der Aus
landskonkurrenz in der Standardware, die ſie uns herein
bringt, erfolgreich deutſche Standardware gegenüberzuſtel
len. Wenn man weiß, daß in Deutſchland 1600 Apfelſorten
wachſen, in Amerika nur fünf, kann man ſich ungefähr
klar machen, wie ſchwierig das iſt. Die Genoſſenſchaften
einmal zu ſanieren, unterſtützen wir. Dann aber gibt es nur
moch freie Konkurrenz mit dem Handel. Nicht anders die
Genoſſenſchaften behandeln, als auch die Konſumvereine be
handelt werden, nämlich unter gleichen Bedingungen ar
beiten wie die freie Wirtſchaft. Hier erwähnte der Redner
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die Aktion mit dem Scheuerkonzern. Er erklärte, daß der
Ankauf von ſeiner Fraktion nicht gebilligt werde, das Objekt
viel zu teuer ſei und Abſichten dahinter ſtecken könnten, die
eine Gefahr für die deutſche Wirtſchaft bedeuteten. Der Ge
treidehandel habe in keiner Form verſagt. Es ſei auch ein
zweckloſer Antrag, auf deutſchen Mühlen mehr deutſches
Getreide zu vermahlen. Alles brauchbare deutſche Getreide
werde auf deutſchen Mühlen vermahlen. Der Frachtſatz
von Amſterdam nach Köln koſte nur 16, nach Mannheim
33 Pfg. je 100 Kilogramm, während die Fracht von der
Provinz Sachſen nach dem Rhein 2,38 Mark je 100
Kilogramm koſtet. Deshalb wäre es unſinnig, hier durch
bürokratiſche Organe eingreifen zu wollen. Die freie Wirt
ſchaft ſorge ſchon für das Richtige. Die demokratiſche Par
tei erlenne in dem Antrag der Sozialdemokratie auf Einfüh
rung der Monopole den erſten Verſuch, die Landwirtſchaft
der ſozialiſtiſchen Wirtſchaft nahe ubringen, und überlaſſe
den Deutſchnationalen mit dem Vorſitzenden des Deut
ſchen Landwirtſchaftsrats Brandes, die Monopoliſierung
der Einfuhr von Getreiden, Rindvieh und Schweinen durch
zuführen. Wir wollen die Förderung der freien Wirtſchaft,
und warnen deshalb, auf dieſem Wege auch nur einen
einzigen Schritt weiterzugehen. Jnbezug auf die Steuern
machte der Redner den Vorſchlag, zu prüfen, ob nicht die
ganze Einkommenſteuer für den land wirtſchaftlichen Kultur
boden zu ſtreichen, ebenſo die Rentenbankſchulden auf die
Grundſteuer abzugsfähig zu machen ſei. Er forderte das
Steuervereinheitlichungsgeſetz mit der Begrenzung der
Grundſteuer auf etwa Proz. des Einheitsſteuerwertes.

Zuſammengefaßt forderte der Redner 1. Zuſammen
faſſung der land wirtſchaftlichen Intereſſen unter Ueber
windung parteipolitiſcher Grenzen, 2. Ablehnung der ge
bundenen Wirtſchaft, der ſtaatsſozialiſtiſchen Experimente,
ſtatt deſſen Selbſthilfe mit allen Chancen und Riſiken, die
der freie Beruf auf ſich nehmen muß, hierzu 3. ſolange
eine Hilfe des Staates, wie ein weiteres Abgleiten zu be
fürchten iſt, 4. die Stützung habe durch eine Wirtſchafts
und Handelspolitik zu erfolgen, die die bäuerlichen Inter
eſſen mehr beachte als bisher, dabei Rückſicht nehme auf
die Tatſache, daß wir Agrarprodukte einführen müſſen,
dieſe Produkte müſſen Rohſtoffe und keine Edelprodukte
ſein „5. iſt die Auſrechterhaltung des Seuchenſchutzes an den
Grenzen zu fordern, 6. ſind die Genoſſenſchaften zuſammenzu
faſſen, einmalig zu ſanieren, damit ſie für die Förderung
des Kredites des Abſatzes wieder fähig werden, 7. ſind
die ſchon agusgeführten Steuererleichterungen durchzuführen.

Wie der Wehrwolf den Krieg bejaht
Gernegroße mit großen Worten.

Der Wehrwolf hat in Leipzig eine Reichstagung ſeiner
Ortsgruppenführer abgehalten, bei der der Oberwolf Klogpe

die Reichsrichtttnken zur Verleſung vrachte, die eine Mi
ſchung von Jungdo, Stahlhelm und völkiſchen Redensarten
bilden.

Jn dieſen Richtlinten bezeichnet ſich der Wehrwolf
„als Glied der neuen Front, deren aktivſter und kampfes
frohſter Vorkämpfer er iſt.“ Er erklärt ſich als „geſchwore
ner Feind jeder Verweichlichung und jedes Pazifismus“
und ſagt:

„Wir bejahen den Krieg, weil wir ohne ihn keine Mög
lichkeit ſehen, die deutſche Frage zu löſen.

Der Wehrwolf will die Befreiung des deutſchen Vol
kes von „inneren und äußeren Feinden“ und lehnt „inter)
nationale Verbundenheit und überſtaatliche Bildungen“ ab.
Er will als Gegner der „internativnalen Hochſinanz, der
internationalen Freimaurerei und des internationalen Ultra
montanismus“ wirken. Komiſcherweiſe glaubt er auch eine
„ſoziale Bewegung“ zu ſein.

Aenderung des Angeſtellten
Verſicherungsgeſetzes
Veſtritt zu einer Erſatzkaſſe.

Der demokratiſche Reichstagsabgeordnete Lemmer hat
mit Unterſtützung der demokratiſchen Reichstagsfraktion
einen Antrag eingebracht, der die Reichsregierung erſucht,
einen Geſetzentwurf zur Abänderung des Angeſtelltenver
ſicherungsgeſees dem Reichstag vorzulegen, in dem der
8 363 des Angeſtelltenverſiche: ungsgeſetzes folgenden neuen
Abſatz erhält:

Der Beit itt eines Unternehmens zu einer zugelaſſenen
Grſatzkaſſe iſt auf gemeinſamen Antrag des Unerne mers
und der Mehrheit der verſicherten Angeſtellten mit Zu
ſtimmung des Reichsarbeitsminiſters geſtattet, wenn der
Gegenſtand des Unternehmens der gleiche iſt, wie der der
Erſatzkaſſe bereits angehörenden Unternehmungen.

Wo bleiben die Bezirkswirtſchaftsräte
Demolratiſche Anfrage

Der demokratiſche Abgeordnete Moog brachte im Thü
ringer Landtag folgende Anfrage ein:

Der Artilel 165 der Reichsverfaſſung ſieht die Bildung
von Bezirkswirtſchaftsräten vor. Dieſe Verfaſſungsbeſtim
mung harrt immer noch der Ausführung durch ein Reichs
geſetz. Jm Reichstag wird lediglich zurzeit ein Geſetzent
wurf zur Bildung des endgültigen Reichswirtſchaſtsrates
beraten. Die nach der Reichsverfaſſung zu hildenden Be
zirkswirtſchaftsräte ſtellen neben Reichswirtſchaftsrat und
Betriebsräten das für die demokratiſche Wirtſchaftsführung
notwendige Mittelglied dar. Jch frage daher die Regierung,
ob ſie bereit iſt, ſich bei der Reichsregierung für die ſchnellſt

mögliche Vorlage eines Reichsgeſetzes zur Bildung von Be
zirkswirtſchaftsräten einzuſetzen

Sounntag, ben 6. Jannsr, vorm. 11 Uhr

Bezirk Halle
DeutſchDemokratiſche Frauengruppe

HalleZuſammenkünfte int St. Nicokaus abends 8.15 Uhr.
Donnerstag, den 10. Januar 1929 (20 Uhr):

Betei igung an der Veranſtaltung des FriedrichNat,
mann Bundes. Vortrag von Herrn Studienrat Dr.
Wenzlau: „Preußens deutſche Miſſion in Vergan

genheit und Zukunft.“
Donnerstag, den 24. Januar 1929:

„Kleinrentnernot und unſere Forderungen.“
Fräulein E. Jordan.

Doumerstag, den 7. Februar 1929:
„Das Geheimnis des Dawesplanes.“

Herr Dr. Liebig.
Donnerstag, den 21. Februar 1929:

„Unſer Standpunkt zur Eherechtsveform.“
Frau Marg. Bennewitz.

Donnerstag, den 7. März 1929:
Wie kann die Staatsbürgerin praktiſch ſozial arbeiten.

Fräulein Dr. Rathgen.
Donnerstag, den 21. März 1929:

Gründungsfeier der Frauengruppe. n
Um rege Beteiligung wird gebeten. Aenderungen vor

behalten.
o

Halle. (FriedrichNaumannBund.) Unſere nächſte Ver
ſammlung findet nicht am Dienstag, dem 8. Januar, ſondern
Donnerstag, den 10. Januar ſtatt. Es ſpricht 20 Uhn
im Nicolaus, Gr. Nicolaiſtr. Herr Stadienrat Dr. Wenz
lanu über „Preußens deutſche Miſſion in Vergangenheit
und Zukunft“. Parteimitglieder und Freunde ſind herz
lich eingeladen.

n

Halle. (Republikaniſcher Studentenbund.) Mittwoch, den
23. Januar, abends 20.30 ſ. t. ſpricht im „Kaiſerhof“,
Reilſtraße, Herr Oberſtudiendirektor Dr. Bohner, M. d. L
über „Student und Republik“.

S

Halle. Die Vorſtände der Kreisvereine erhalten durch
die Wahlkreisgeſchäſtsſtelle eine Anzehl Exemplare der Reden
des Reichsernährungsminiſters DietrichBaden und des Ab

G e
D. D. P. Halle
Beamten Ausſchuß

Morgen

ſpricht

Sandtagsabgeordneter, Oberpoſtinſpeltor

Barteld Hannover
im Nieolaus über

„DBer Kampf um das
Berufsbegamtentum.“

Alle Parteifreunde müſſen erſcheinen. Die Verſammlung
iſt öffentlich. Eintritt frei.

Seelegeordneten Tantzen. Die Weitergabe durch die Hreisvor
ſtände an Parteifreunde gus dem land wirtſchaftlichen Be
ruf muß ſofort erfolgen. Mehrbedarf iſt von der Wahlkreis
geſchäſtsſtelle anzufordern.

3

Weißenfels. Montag, den 7. Januar, abends 8 Uhr,
im Stadttheater Mitgliederrerſammlung, zu der Geſin
nungsfreunde herzlich eingeladen ſind. Herr Profeſſor Dr.
Grün feld aus Halle ſpricht an dieſem Abend über das
aktuelle Thema: „Die Urſache unſerer Wohnungsnot.“ Der
Vorſtand bittet alle Mitglieder, ſich an dieſer Verſammlung
zu betei tigen und ihre erwachſenen Angehörigen und Freunde
mitzubringen. Pünktliches Erſcheinen iſt Pflicht.

t

Gräſenhainichen. Sonnabend, den 12. Januar, Grün
dungsverſammlung einer Ortsgruppe der D. D. P. und Be
ſprechung über Liſtenaufſtellung zur Neuwahl der Stadt
verordneten am 27. Januar. Referent: Dr. Liebig
Halle.

Bitterfel. Die Hauptverſammlung des Kreisverbandes
Bitterfeld der Deutſchen Demokratiſchen Partei findet am
Sonntag, dem 13. Januar 1929, um 14 Uhr, im Gaſthaus
„Zum Coburger Hofbräu“ ſtatt. Tagesordnung: 1. Bericht
der Rechnungsprüſer, Entlaſtung, Jahresüberſicht. 2. Vor
ſtandswahlen. 3. Bericht über zwei Autorundfahrten im
Kreis. 4. Tätigkeitsbericht des Kreis Perſongalausſchuſſes
5. Ausſprache und Wünſche der Ortsgruppenvertreter und
Vertrauensmänner. Tätigkeit und Erfolg.) (Ausſichten, Bil
dung des OrtsperſonalAusſchuſſes). 6. Vervollſtändigung
der Kreistags und Provinziallandtagsliſten durch Vor

Saalöffnung 11 Uhr

ſchläge der Ortsgruppen und Vertrauensmänner. 7. Ver
ſchiedenes.

Auflöſung zum Kreuzworträtſel.
Senkrecht: 1. Weihnachten, 3. Atom, 4. Hebe,

8. Jgel, 9. Po, 10. Aal, 11. Leu, 12. As, 16. Ei, 17. Ar,
18. Kalb, 19. Mole, 30. Zink, 21. Reis, 82. Garn.

Wagrecht: 2. Lid, 5. Tanne, 6. Remſcheid, 9.Lea, 18. Pola, 14. Elſe, 18. 16. n
31, Rang, 28. Olive, 24. Briefkaſten.

7. Emil
Hia e

Kamm

r
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